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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Gesetzen auf , dem Gebiet des Rechts 
der Wirtschaft 

A. Zielsetzung 

Vereinfachung des Organisationsrechts der Handwerkskammern 
und Industrie- und Handelskamme rn ; 

Neuregelung des Beitragsrechts der Industrie- und Handelskam-
mern; 

Verlängerung einer am 31. Dezember 1992 auslaufenden Über-
gangsregelung im Einigungsvertrag für die Beitragserhebung der 
Industrie- und Handelskammern  in den neuen Bundesländern. 

B. Lösung 

- Aufhebung von Artikel 3 des Gesetzes über die Kaufmannsei-
genschaft von Handwerkern vom 31. März 1953; 

— Aufhebung von freiwilligen Doppelmitgliedschaften zur Hand-
werkskammer und Industrie- und Handelskammer; 

— Mischbetriebe gehören mit dem handwerklichen Betriebsteil 
zur Handwerkskammer, mit ihrem Handelsanteil zur Indust rie-
und Handelskammer; 

— Umstellung der Beitragsbemessung für die IHK-Beiträge vom 
einheitlichen Gewerbesteuermeßbetrag nach Gewerbekapital 
und Gewerbeertrag auf den Gewerbeertrag, hilfsweise auf den 
Gewinn aus Gewerbebetrieb; 

— Heranziehung aller Kammerzugehörigen zur _Beitragslast, 
soweit der Gewerbeertrag bzw. Gewerbegewinn 15 000 DM 
übersteigt; 

— Verlängerung der Übergangsfrist im Einigungsvertrag vom 
31. Dezember 1992 auf den 31. Dezember 1995. 



Drucksache 12/3320 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine Kosten für Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden. 
Durch die Heranziehung bisher beitragsfreier Kleingewerbetrei-

bender zum IHK-Beitrag können sich die Einzelpreise dieser 
Gewerbetreibenden geringfügig erhöhen. Dies wird jedoch keine 
merklichen Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, haben. 
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Bundesrepublik Deutschl and 
Der Bundeskanzler 

021 (423) — 610 00 — Wi 2/92 
Bonn, den 28. September 1992 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung von Gesetzen auf dem Gebiet des Rechts der Wirtschaft mit 
Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesrat am 4. September 1992 als besonders 
eilbedürftig zugeleitet worden. 

Die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf sowie die Auffassung 
der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates werden unverzüglich 
nachgereicht. 

Kohl 

 



Drucksache 12/3320 Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Gesetzen auf dem Gebiet des Rechts 
der Wirtschaft 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz Ober die Kaufmannseigenschaft 
von Handwerkern 

Artikel 3 des Gesetzes über die Kaufmannseigen-
schaft von Handwerkern in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7110-2, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das durch Artikel V des Geset-
zes vom 9. September 1965 (BGBl. I S. 1254) geändert 
worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Gesetz zur vorläufigen Regelung 
des Rechts der Industrie- und Handelskammern 

Das Gesetz zur vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern in der im Bundesge-
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 701-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 95 Nr. 5 des Gesetzes vom 14. Dezember 
1976 (BGBl. I S. 3341), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Natürliche und juristische Personen und 
Personengesellschaften, die in der Handwerksrolle 
oder in dem Verzeichnis der handwerksähnlichen 
Gewerbe eingetragen sind, gehören mit ihrem 
nichthandwerklichen oder nichthandwerksähnli-
chen Betriebsteil der Industrie- und Handelskam-
mer an."  

2. § 3 Abs. 3 und 4 erhalten folgende Fassung: 

„(3) Als Beiträge erhebt die Industrie- und Han-
delskammer Grundbeiträge und Umlagen. Der 
Grundbeitrag kann nach der Leistungskraft der 
Kammerzugehörigen gestaffelt werden. Wird im 
Bemessungsjahr ein Steuermeßbetrag nach dem 
Gewerbeertrag ermittelt, ist Bemessungsgrund-
lage für die Umlage der Gewerbeertrag nach dem 
Gewerbesteuergesetz, andernfalls der nach dem 
Einkommensteuer- oder Körperschaftsteuergesetz 
ermittelte Gewinn aus Gewerbebetrieb. Bei natür-
lichen Personen und bei Personengesellschaften ist 
der Gewerbeertrag oder der Gewinn aus Gewerbe-
betrieb um einen Freibetrag in Höhe von 
15 000 Deutsche Mark zu kürzen; soweit sie im 
Bemessungsjahr einen Gewinn aus Gewerbebe-
trieb von weniger als 15 000 Deutsche Mark auf-
weisen, sind sie von der Umlage und dem Grund-
beitrag befreit. Die Kammerzugehörigen sind ver-
pflichtet, der Kammer Auskunft über die zur Fest-

setzung der Beiträge erforderlichen Grundlagen zu 
geben, soweit diese nicht bereits nach § 9 erhoben 
worden sind; die Kammer ist berechtigt, die sich 
hierauf beziehenden Geschäftsunterlagen einzu-
sehen. 

(4) Natürliche und juristische Personen und Per-
sonengesellschaften, die in der Handwerksrolle 
oder in dem Verzeichnis der handwerksähnlichen 
Gewerbe eingetragen sind und deren Gewerbebe-
trieb nach Art und Umfang einen in kaufmänni-
scher Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb erfor-
dert, sind beitragspflichtig, wenn der Umsatz des 
nichthandwerklichen oder nichthandwerksähnli-
chen Betriebsteils die Hälfte des in § 141 Abs. 1 
Nr. 1 der Abgabenordnung genannten Be trages 
übersteigt. Kammerzugehörige, die als Inhaber 
einer Apotheke ins Handelsregister eingetragen 
sind, werden neben dem Grundbeitrag mit einem 
Viertel der Umlage veranlagt." 

3. § 9 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 9 

Die Industrie- und Handelskammern und ihre 
Gemeinschaftseinrichtungen, die öffentliche Stel-
len im Sinne von § 2 Abs. 2 des Bundesdatenschutz-
gesetzes sind, sind berechtigt, zur Festsetzung der 
Beiträge der Kammerzugehörigen die in § 3 Abs. 3 
genannten Bemessungsgrundlagen bei den Fi-
nanzbehörden zu erheben." 

4. § 10 wird aufgehoben. 

5. § 11 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Beschlüsse der Vollversammlung über 
die Satzung, Wahl-, Beitrags-, Sonderbeitrags- und 
Gebührenordnung sowie über einen 0,8 vom Hun-
dert der Bemessungsgrundlagen nach § 3 Abs. 3 
Satz 3 übersteigenden Umlagesatz bedürfen der 
Genehmigung. " 

6. Nach § 13 wird folgender neuer § 13 a eingefügt: 

„§ 13a 

(1) Kammerzugehörige, die am 31. Dezember 
1993 nach § 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 3 Satz 2 in der am 
31. Dezember 1993 geltenden Fassung einer Indu-
strie- und Handelskammer angehören, können 
nach Maßgabe dieser Vorschriften weiterhin der 
Industrie- und Handelskammer angehören. 

(2) Wenn das der Beitragserhebung zugrundelie-
gende Bemessungsjahr vor dem 1. Januar 1994 
liegt, werden die Beiträge auf der Grundlage der 
am 31. Dezember 1993 geltenden Fassung dieses 
Gesetzes erhoben." 
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7. § 14 erhält folgende Fassung: 

„§ 14 

Bis zum 31. Dezember 1995 können die Beiträge 
der Kammerzugehörigen von den Indust rie- und 
Handelskammern  in dem in Artikel 3 des Eini-
gungsvertrages genannten Gebiet im Anschluß an 
die in Anlage I Kapitel V Sachgebiet B Abschnitt III 
Nr. 4 des Einigungsvertrages vom 31. August 1990 
in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBl. 1990 II S. 885, 1000) 
angegebene Frist abweichend von § 3 Abs. 3 und 4  

festgesetzt werden. Die Beitragsordnung und der 
Beitragsmaßstab bedürfen der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde." 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Artikel 2 Nr. 7 tritt am 1. Januar 1993 in Kraft. Im 
übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 1994 in 
Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

I. Zielsetzung 

Der vorliegende Entwurf verfolgt im wesentlichen 
folgende Ziele: Das Organisationsrecht der Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskammern soll 
vereinfacht werden. Das Beitragsrecht der Industrie- 
und Handelskammern soll neu geregelt werden, um 
eine größere Beitragsgerechtigkeit im Verhältnis der 
Kammermitglieder zu erreichen. Ferner muß die am 
31. Dezember 1992 auslaufende Übergangsregelung 
im Einigungsvertrag für die Beitragserhebung durch 
die Industrie- und Handelskammern  in den neuen 
Bundesländern verlängert werden. Schließlich sollen 
datenschutzrechtliche Zweifelsfragen bundeseinheit-
lich geklärt werden. 

Pflichtmitglied der Industrie- und Handelskamme rn 
 sind im wesentlichen alle Gewerbetreibenden des 

Kammerbezirks unbeschadet der Größe des Bet riebs, 
soweit sie nicht den Handwerkskammern angehören 
(§ 2 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung des Rechts 
der Industrie- und Handelskammern — IHKG). Die 
Beiträge werden als Umlagen und als einheitliche 
Grundbeiträge erhoben (§ 3 Abs. 3 Satz 1 IHKG). 

Für die Bemessung der Beiträge für die Industrie- und 
Handelskammern ist derzeit maßgeblich die Eintra-
gung in das Handelsregister und der einheitliche 
Gewerbesteuermeßbetrag. Kammerzugehörige, die 
im Handelsregister eingetragen sind, werden mit dem 
vollen Grundbeitrag und — soweit sie einen positiven 
Gewerbesteuermeßbetrag haben — zur Umlage her-
angezogen. Kammerzugehörige, deren Gewerbebe-
trieb nach Art und Umfang einen in kaufmännischer 
Weise eingerichteten Geschäftsbetrieb nicht erfordert 
(§ 3 Abs. 4 Satz 1 IHKG), die nach Maßgabe der 
Vorschriften des Handelsgesetzbuches also nicht in 
das Handelsregister einzutragen sind, müssen keine 
Umlage zahlen; der Grundbeitrag darf für sie die 
Hälfte des Grundbeitrages der Vollkaufleute nicht 
übersteigen. Sofern für sie kein positiver Gewerbe-
steuermeßbetrag festgesetzt wurde, sind sie auch vom 
Grundbeitrag befreit (§ 3 Abs. 4 Satz 1 IHKG). 

Materielle Erleichterungen bei der Ermittlung des 
Gewerbeertrags und des Gewerbekapitals sowie wie-
derholte Freibetragserhöhungen, zuletzt durch die 
zum 1. Januar 1993 in Kraft tretenden Vorschriften des 
Steueranpassungsgesetzes 1992 zur gewerbesteuer-
lichen Entlastung der Unternehmen haben dazu 
geführt, daß die Hauptlast der Kammerfinanzierung 
derzeit von weniger als einem Drittel aller Kammer-
zugehörigen getragen wird. Um dieses Ungleichge-
wicht zu beheben und die Finanzierung der Kammer-
aufgaben zu sichern, soll das Beitragsrecht im IHKG 

neu geregelt werden. Die bisherigen Bemessungs-
grundlagen sollen durch ein Finanzierungssystem 
ersetzt werden, das die Kammerzugehörigen entspre-
chend ihrer tatsächlichen finanziellen Leistungsfähig-
keit unter Vermeidung von Substanzbelastungen zu 
Beiträgen heranzieht. Für Unternehmen mit geringer 
wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit wird ein Freibe-
trag bzw. eine gänzliche Beitragsbefreiung vorgese-
hen. 

Gleichzeitig soll das Organisationsrecht der Industrie- 
und Handelskammern und Handwerkskammern ver-
einfacht werden. Die Handwerkskammern überwei-
sen derzeit aufgrund des Gesetzes über die Kauf-
mannseigenschaft von Handwerkern für die im H an

-delsregister eingetragenen Handwerksbetriebe 10 % 
des Handwerkskammerbeitrages an  die zuständige 
Industrie- und Handelskammer. Auf derartige Aus-
gleichszahlungen, die ursprünglich die Betreuungs-
kosten der Industrie- und Handelskammer abdecken 
sollten, kann verzichtet werden, weil inzwischen eine 
zusätzliche Be treuung durch die Industrie- und Han

-delskammer meist nicht mehr erforderlich ist. Durch 
Aufhebung von Artikel 3 des Gesetzes über die 
Kaufmannseigenschaft von Handwerkern sollen diese 
Ausgleichszahlungen entfallen. 

In den neuen Bundesländern sind die Indus trie- und 
Handelskammern durch den Einigungsvertrag bis 
zum 31. Dezember 1992 berechtigt, Beiträge bei ihren 
Mitgliedern nach anderen als den Bemessungskrite-
rien des IHKG zu erheben. Diese Regelung muß mit 
Wirkung zum 1. Januar 1993 verlängert werden, weil 
die dortigen Industrie- und Handelskammern nicht 
rechtzeitig die für eine Beitragsfestsetzung notwendi-
gen Gewerbesteuermeßbeträge erhalten; außerdem 
würden die Beiträge, wenn sie nach den geltenden 
Bemessungskriterien des IHKG erhoben würden, 
nicht ausreichen, die Finanzierung der Kammerauf-
gaben in den neuen Bundesländern zu sichern. Daher 
sollen die Kammern in den neuen Bundesländern 
noch weiterhin bis zum 31. Dezember 1995 ihre 
Beiträge nach freigewählten Bemessungsgrundlagen 
erheben dürfen. 

Ferner sollen datenschutzrechtliche Zweifelsfragen, 
die sich nach Auffassung der Landesdatenschutzbe-
auftragten einiger Bundesländer ergeben haben, bun-
deseinheitlich geklärt werden. 

II. Kosten 

Durch die Änderung entstehen Bund, Ländern und 
Gemeinden keine Kosten. Durch die Heranziehung 
bisher beitragsfreier Kleingewerbetreibender zum 
IHK-Beitrag können sich die Einzelpreise dieser 
Gewerbetreibenden geringfügig erhöhen. Dies wird 
jedoch keine merklichen Auswirkungen auf das Preis- 
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niveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
haben. 

B. Die einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 (Änderung des Gesetzes über die 
Kaufmannseigenschaft von 
Handwerkern) 

Das geltende Recht führt bei Handwerkskammern 
und Industrie- und Handelskammern zu unnötigen 
Überschneidungen im organisatorischen und finanzi-
ellen Bereich. Gewerbliche Unternehmen, die aus-
schließlich ein Handwerk oder ein handwerksähnli-
ches Gewerbe betreiben und in die Handwerksrolle 
oder in das Verzeichnis der handwerksähnlichen 
Gewerbe eingetragen sind, gehören grundsätzlich 
nur der Handwerkskammer an. Sie können jedoch, 
sofern sie in das Handelsregister eingetragen sind 
(Handwerkerkaufleute), der Industrie- und Handels-
kammer freiwillig beitreten; sie sind in diesem Fall 
von Beiträgen an  die Industrie- und Handelskammer 
befreit (§ 2 Abs. 3, § 3 Abs. 3 Satz 2 IHKG). Aufgrund 
von Artikel 3 des Gesetzes über die Kaufmannseigen-
schaft von Handwerkern hat die Handwerkskammer 
für jeden Handwerkerkaufmann 10 % des Hand-
werkskammerbeitrages an  die zuständige Industrie- 
und Handelskammer zu entrichten, unabhängig 
davon, ob der Handwerkerkaufmann von der Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht hat, zusätzlich auch der 
Industrie- und Handelskammer beizutreten. Der 
abzuführende Beitragsanteil sollte ursprünglich die 
Kosten der Industrie- und Handelskammer für die 
Betreuung (insbesondere bei der Handelsregisterein-
tragung, Ausstellung von Ursprungszeugnissen und 
Exportberatung) abdecken. Inzwischen ist eine 
zusätzliche Be treuung durch die Industrie- und Han

-delskammer meist nicht mehr erforderlich, so daß 
auch aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auf 
die Entrichtung des Beitragsanteils verzichtet werden 
kann. Artikel 3 des Gesetzes über die Kaufmannsei-
genschaft von Handwerkern kann deshalb aufgeho-
ben werden. Damit wird dieses Gesetz insgesamt 
aufgehoben, weil es außer dieser Vorschrift keine 
weiteren Regelungen enthält. 

Zu Artikel 2 (Änderung des Gesetzes zur 
vorläufigen Regelung des Rechts der 
Industrie- und Handelskammern) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 3) 

Der bisherige § 2 Abs. 3 IHKG gibt den im Handels-
register eingetragenen Handwerksbetrieben die 
Möglichkeit, freiwillig der Industrie- und Handels-
kammer beizutreten (siehe zu Artikel 1). 

Die Zugehörigkeit gewerblicher Unternehmen zu den 
Industrie- und Handelskammern bzw. Handwerks-
kammern soll klarer abgegrenzt werden, mit dem Ziel, 
Doppelmitgliedschaften von Handwerkerkaufleuten 
zu vermeiden. Handwerkerkaufleute sollen aus-
schließlich den Handwerkskammern angehören. Die 

Möglichkeit, freiwillig auch der Industrie- und Han-
delskammer als Mitglied beizutreten, soll entfallen. 
Der Wegfall der Doppelmitgliedschaft bewirkt ebenso 
wie der Wegfall von Ausgleichszahlungen eine De-
regulierung und Verwaltungsvereinfachung. Statt 
dessen wird in der Vorschrift klargestellt, daß Hand-
werksbetriebe und handwerksähnliche Bet riebe, die 
auch nichthandwerkliche oder nichthandwerksähnli-
che Tätigkeiten ausüben (sogenannte Mischbetriebe) 
mit ihrem der Handwerksordnung unterliegenden 
Betriebsteil der Handwerkskammer und mit dem 
übrigen gewerblichen Betriebsteil der Indust rie- und 
Handelskammer zugehören. 

Zu Nummer 2 (§ 3 Abs. 3 und 4) 

Zu Absatz 3 

Aufgrund mehrfacher Änderungen im Gewerbesteu-
erbereich, insbesondere aufgrund der wiederholten 
Anhebungen der Freibeträge beim Gewerbeertrag 
und beim Gewerbekapital, zuletzt durch Artikel 6 des 
Steueränderungsgesetzes 1992 vom 25. Februar 1992 
(BGBl. I S. 297), ist die Beitragsbelastung bei den 
Kammerzugehörigen zu Lasten der leistungsfähigen 
mittleren und größeren Unternehmen verschoben 
worden. Nur noch etwa ein Drittel aller kammerzuge-
hörigen Unternehmen zahlt einen Umlagebeitrag. Da 
Kleingewerbetreibende nach der bisherigen Rege-
lung von jeglichem Beitrag befreit sind, wenn sie nicht 
zur Zahlung von Gewerbesteuer verpflichtet sind, 
leisten inzwischen von ca. 1,5 Millionen Kleingewer-
betreibenden nur noch etwa 400 000, das ist etwa ein 
Viertel, in Form eines ermäßigten Grundbeitrages 
einen Beitrag zur Kammerfinanzierung. Die Zahl der 
umlagepflichtigen vollkaufmännischen Unterneh-
men wird sich aufgrund der Regelungen des Steuer-
änderungsgesetzes 1992 weiter verringern; die Zahl 
der von Beiträgen völlig befreiten Kleingewerbetrei-
benden wird sich dagegen weiter erhöhen. Das Bun-
desverwaltungsgericht (Urteil vom 26. Juni 1990 —
1 C 45.87) hat für das Bemessungsjahr 1978, in dem 
der Freibetrag beim Gewerbeertrag noch 24 000 DM 
und beim Gewerbekapital 60 000 DM betrug, die 
Beitragsregelung für die Industrie- und Handelskam-
mern noch als rechtmäßig bezeichnet, dabei aber auf 
folgendes hingewiesen: „Je mehr die Gewerbesteuer 
aus wirtschaftspolitischen Gründen auf die größeren 
Unternehmen verlagert wird, um so weniger können 
die Gewerbesteuermeßbeträge den entscheidenden 
Maßstab für die Mitgliedsbeiträge einer Kammer 
bilden. Wann insoweit die Grenze des Zulässigen 
erreicht ist, braucht nicht entschieden zu werden, da 
die hier maßgeblichen Freibeträge für 1978 noch nicht 
zu durchgreifenden Bedenken Anlaß geben." 

Bereits 1980 sind die Freibeträge auf 36 000 DM für 
den Gewerbeertrag und auf 120 000 DM für das 
Gewerbekapital erhöht worden. Durch die Reform der 
Unternehmensteuern im Rahmen des Steuerände-
rungsgesetzes 1992, die am 1. Januar 1993 in Kraft 
tritt, ist beim Gewerbeertrag der Freibetrag für natür-
liche Personen und Personengesellschaften erneut auf 
nunmehr 48 000 DM erhöht sowie eine Staffelung der 
Gewerbesteuermeßzahlen nach dem Gewerbeertrag 

 



Drucksache 12/3320 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

eingeführt worden; die Regelung zum Ansatz der 
Steuerbilanzwerte zur Ermittlung des Betriebsvermö-
gens wird zu einer Reduzierung des Gewerbekapitals 
führen. 

Das Beitragsrecht der Industrie- und Handelskammer 
soll im Hinblick auf diese Entwicklung neu geregelt 
werden. Ohne Änderung der Beitragsregelung im 
IHKG müßten die Kammern zur Sicherung der Finan-
zierung ihrer Aufgaben das Absinken der Gewerbe-
steuermeßbeträge und die Verluste, die durch den 
Rückgang der Zahl der beitragspflichtigen Kleinge-
werbetreibenden entstehen, durch eine Erhöhung der 
Grundbeiträge und der Umlagesätze ausgleichen; 
hierdurch würde sich die Beitragsbelastung der lei-
stungsfähigen mittleren und größeren Unternehmen 
noch weiter erhöhen. Aufgrund dieser Entwicklung 
dürfte die Beitragsregelung des derzeit geltenden § 3 
Abs. 3 IHKG rechtlich zweifelhaft werden, weil die 
vom Bundesverwaltungsgericht aufgezeigte Grenze 
überschritten sein könnte. 

Mit der in den Absätzen 3 und 4 nunmehr vorgesehe-
nen Neuregelung wird eine gleichmäßigere und 
gerechtere, an der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit der Unternehmen orientierte Verteilung der Bei-
tragslast erreicht. Da allen Kammerzugehörigen, ins-
besondere auch den kleinen und mittleren Unterneh-
men, die Aufgabenwahrnehmung durch die Kammer 
zugute kommt, sollen grundsätzlich alle hierzu ihren 
Beitrag leisten. Diese Regelung führt nicht zu einer 
Erhöhung der Beitragseinnahmen, die nach wie vor 
im Umfang des von der Vollversammlung festgestell-
ten Finanzierungsbedarfs erhoben werden. 

Die Neuregelung in Absatz 3 knüpft für die Beitrags-
bemessung in erster Linie an  den Gewerbeertrag nach 
dem Gewerbesteuergesetz und hilfsweise an den 
Gewinn aus Gewerbebetrieb nach dem Einkommen-
steuergesetz und dem Körperschaftsteuergesetz an. 
Damit werden Kriterien zugrunde gelegt, welche die 
Leistungsfähigkeit der Unternehmen am zuverlässig-
sten widerspiegeln. Der Gewinn aus Gewerbebetrieb 
soll Bemessungskriterium in den Fällen sein, in denen 
ein positiver Steuermeßbetrag im Bemessungsjahr 
nicht ermittelt worden ist. Mit der hilfsweisen 
Anknüpfung an den Gewinn aus Gewerbebetrieb 
wird gleichzeitig eine Anpassung an  die Beitragser-
hebungspraxis der Handwerkskammern erreicht. Im 
Gegensatz zu der geltenden Regelung, welche die 
Erhebung eines „einheitlichen" Grundbeitrages vor-
sieht, sollen die Industrie- und Handelskammern die 
Möglichkeit haben, — wie die Handwerkskammern 
es bereits praktizieren — auch die Grundbeiträge zu 
staffeln und damit auch insoweit die unterschiedliche 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Kammerzuge-
hörigen zu berücksichtigen. 

Aufgegeben wird die bisherige Unterscheidung zwi-
schen Vollkaufleuten und Kleingewerbetreibenden. 
Der formale Akt der Eintragung in das Handelsregi-
ster läßt keine zuverlässigen Aussagen über die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit eines Unternehmens 
zu. 

Die Neuregelung sieht vor, daß bei natürlichen Perso

-

nen und Personengesellschaften der Gewerbeertrag 

bzw. der Gewinn aus Gewerbebetrieb um einen 
Freibetrag von 15 000 DM zu kürzen ist. Damit sollen 
Nachteile gemildert werden, die diese Unternehmen 
bei der Ermittlung des Gewerbeertrags bzw. Gewinns 
aus Gewerbebetrieb gegenüber juristischen Personen 
haben. 

Liegt der Gewinn aus Gewerbebetrieb im Bemes-
sungsjahr unter 15 000 DM, sollen natürliche Perso-
nen und Personengesellschaften von der Zahlung 
einer Umlage und eines Grundbeitrages an die Kam-
mer befreit sein. 

Die Industrie- und Handelskammern sind — soweit sie 
die zur Festsetzung der Beiträge erforderlichen 
Grundlagen nicht nach § 9 erheben — auf Auskünfte 
der beitragspflichtigen kammerzugehörigen Unter-
nehmen angewiesen, Dieses gilt insbesondere für die 
Beitragsveranlagung gemischter Betriebe, bei denen 
der aus nichthandwerklicher oder nichthandwerks-
ähnlicher Tätigkeit erwachsene Gewerbeertrag bzw. 
Gewinn aus Gewerbebetrieb von den Finanzbehör-
den nicht gesondert ermittelt wird. Das gilt aber auch 
für die Kammern in den neuen Bundesländern, die 
ihre Beiträge in der Übergangszeit nach Bemessungs-
grundlagen erheben, die ebenfalls bei den Finanzbe-
hörden nicht verfügbar sind. Es wird zwar aus allge-
meinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen abge-
leitet, daß ein kraft Gesetzes zu einer Körperschaft 
öffentlichen Rechts Zugehöriger, der zur Zahlung 
eines Beitrages verpflichtet ist, der Körperschaft Aus-
künfte über die zur Festsetzung der Beiträge erforder-
lichen Grundlagen erteilen muß (vgl. § 26 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes, §§ 90 und 200 der Abgaben-
ordnung). Da diese Auskunftspflicht teilweise von 
kammerzugehörigen Unternehmen in Zweifel gezo-
gen wird, sollen die bestehende Auskunftspflicht und 
ihr Umfang in § 3 Abs. 3, letzter Satz, klargestellt 
werden. 

Zu Absatz 4 

Betriebe, die sowohl in der Handwerksrolle oder in 
dem Verzeichnis der handwerksähnlichen Gewerbe 
eingetragen sind und daneben auch nichthandwerk-
liche oder nicht handwerksähnliche Tätigkeiten aus-
üben (gemischtgewerbliche Bet riebe), gehören mit 
ihrem nicht der Handwerksordnung unterliegenden 
Betriebsteil der Industrie- und Handelskammer an 
(vgl. zu Nummer 1). Im Verhältnis dieser Betriebsteile 
zueinander findet zwischen der jeweiligen Hand-
werkskammer und Industrie- und Handelskammer 
eine Beitragsteilung bei der Umlage statt. Eine Bei-
tragsteilung muß derzeit auch dann erfolgen, wenn es 
sich um geringfügige nichthandwerkliche Umsätze 
eines Handwerksbetriebes h andelt. Daraus ergeben 
sich aufwendige Verwaltungsprobleme und kompli-
zierte Verrechnungen zwischen den be troffenen 
Kammern. 

Deshalb soll erst ab einer bestimmten Umsatzgrenze 
des die Mitgliedschaft bei der Industrie- und Handels-
kammer begründenden Bet riebsteils eines gemischt

-

gewerblichen Betriebes eine Beitragserhebung durch 
die Industrie- und Handelskammern erfolgen, sofern 
das Unternehmen nach Art und Umfang einen in 
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kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäftsbe-
trieb erfordert. 

Als Maßstab soll eine Umsatzgrenze für den nicht-
handwerklichen oder nicht handwerksähnlichen Um-
satz des gemischtgewerblichen Betriebes gelten, die 
der Hälfte des nach § 141 Abs. 1 Nr. 1 der Abgaben-
ordnung maßgeblichen Umsatzes von 500 000 DM 
entspricht. Nur die gemischtgewerblichen Bet riebe 
mit einem Umsatz über 250 000 DM in dem nichthand-
werklichen oder nicht handwerksähnlichen Betriebs-
teil sollen durch die Industrie- und Handelskammern 
zu einem Beitrag herangezogen werden. Damit wird 
auch berücksichtigt, daß diese Bet riebe bereits Bei-
träge an die Handwerkskammer zahlen und zumeist 
auch deren Dienste ausschließlich in Anspruch neh-
men. Dadurch erfolgt eine wesentliche Verwaltungs-
vereinfachung. Eine ähnliche Regelung besteht 
bereits nach § 3 Abs. 2 der Handwerksordnung für 
unerhebliche handwerkliche Nebenbetriebe. 

Zu Nummern 3 und 4 (§§ 9 und 10) 

a) Änderung von § 9 und Aufhebung des § 10 

Die §§ 9 und 10 enthalten Vorschriften, welche die 
Rechtsvereinheitlichung bei der Umbildung der beim 
Inkrafttreten des Gesetzes bestehenden Industrie- 
und Handelskammern zu Indust rie- und Handelskam-
mern im Sinne dieses Gesetzes dienten. Diese Umbil-
dung ist inzwischen überall abgeschlossen. 

b) Neuer § 9 

Die Finanzämter sind nach § 31 Abgabenordnung 
berechtigt, den Indust rie- und Handelskammern die 
Gewerbesteuermeßbeträge zu übermitteln, die diese 
zur Festsetzung der Beiträge benötigen. Verschie-
dene Landesdatenschutzbeauftragte haben sich auf 
den landesdatenschutzrechtlichen Grundsatz bezo-
gen, daß personenbezogene Daten beim Be troffenen 
zu erheben seien und bei anderen Stellen ohne 
Kenntnis des Betroffenen nur dann erhoben werden 
dürften, wenn eine besondere Rechtsvorschrift dies 
erlaube. Sie haben im Hinblick auf diesen Grundsatz 
in Zweifel gezogen, ob die Vorschrift der Abgaben-
ordnung die Industrie- und Handelskammern ent-
sprechend berechtige, die benötigten Angaben bei 
den Finanzämtern zu erheben. Unbeschadet der 
Frage, ob diese Zweifel berechtigt sind, soll durch eine 
bundeseinheitliche bereichsspezifische Datenschutz-
regelung im IHKG Rechtssicherheit geschaffen wer-
den. Die zweckgebundene Datenübermittlung unmit-
telbar von den Finanzbehörden an  die Industrie- und 
Handelskammern und ihre Gemeinschaftseinrichtun-
gen ist im übrigen wesentlich weniger aufwendig als 
die Erhebung der Bemessungsgrundlagen bei den 
einzelnen Kammerzugehörigen. Gemeinschaftsein-
richtungen sind gemeinsame Verwaltungseinrichtun-
gen der Industrie- und Handelskammern und der 
Handwerkskammern mit der Aufgabe, Gewerbesteu-
ermeßbeträge und Zerlegungsanteile an die Kam-
mern weiterzuleiten. Sie sind als öffentlich-rechtlich 

organisierte Einrichtungen der Kammern, die der 
Aufsicht der Bundesländer unterstehen, öffentliche 
Stellen der Länder im Sinne des § 2 Abs. 2 des 
Bundesdatenschutzgesetzes. 

Zu Nummer 5 (§ 11 Abs. 2) 

Nach § 11 Abs. 2 ist unter anderem für Beschlüsse der 
Vollversammlung über einen Maßstab für Beiträge 
und Sonderbeiträge, die 10 % der Gewerbesteuer-
meßbeträge übersteigen, eine Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde erforderlich. Der als Umlagemaßstab 
an  die Stelle des Gewerbesteuermeßbetrages tre-
tende Gewerbeertrag erfordert eine Anpassung des 
Vomhundertsatzes. Da der Meßbetrag nach Gewer-
beertrag etwa 5 % des Gewerbeertrages ausmacht, 
muß der Maßstab für Beiträge und Sonderbeiträge, 
dessen Überschreitung eine Genehmigungspflicht 
auslöst, entsprechend reduziert werden. Da Bemes-
sungsgrundlage nur der Gewerbeertrag bzw. der 
Gewinn aus Gewerbebetrieb sein soll und der bisher 
im einheitlichen Gewerbesteuermeßbetrag enthal-
tene Meßbetrag aus Gewerbekapital nicht mehr 
berücksichtigt wird, kann allerdings diese Grenze 
nicht auf 5 % des geltenden Vomhundertsatzes 
gesenkt werden. Ausgehend von der Tatsache, daß 
der Meßbetrag aus Gewerbekapital in einigen Kam-
merbezirken 30 % des Meßbetragsvolumens erreicht, 
und unter Berücksichtigung des Umstandes, daß die 
Umlagesätze der Kammern seit Festlegung der der-
zeitigen Genehmigungsgrenze von 10 % sich dieser 
erheblich angenähert haben, sieht der Entwurf vor, 
daß Umlagesätze, die über 0,8 % der Bemessungs-
grundlagen nach § 3 Abs. 3 Satz 3 hinausgehen, der 
Genehmigung bedürfen. 

Zu Nummer 6 (§ 13 a) 

§ 13 a enthält die notwendigen Übergangsvorschrif-
ten. 

Handwerkerkaufleute, die am 31. Dezember 1993 
freiwillig auch einer Industrie- und Handelskammer 
angehören, können weiterhin deren Mitglied blei-
ben. 

Nach Inkrafttreten der Neuregelung des § 3 Abs. 3 und 
4 ergibt sich die Beitragspflicht aus dieser Vorschrift, 
wenn das Beitragsjahr mit dem Bemessungsjahr über-
einstimmt (sog. „Gegenwartsveranlagung"). Die In-
dustrie- und Handelskammern erheben in diesem Fa ll 

 — soweit die Bemessungsgrundlagen noch nicht vor-
liegen — Vorauszahlungen in Höhe der sich voraus-
sichtlich für das Bemessungsjahr ergebenden Bei-
tragsschuld. Soweit das der Beitragserhebung zu-
grundeliegende Bemessungsjahr vor dem Inkrafttre-
ten der Neuregelung liegt (sog. „Vergangenheitsver-
anlagung"), sollen für die Beitragspflicht die Vor-
schriften maßgebend sein, die vor dem Inkrafttreten 
der Neuregelung galten. Diese Regelung ist erforder-
lich, weil für die Zeit vor dem 1. Januar 1994 den 
Industrie- und Handelskammern die für eine Beitrags-
festsetzung nach der Neuregelung erforderlichen 

 



Drucksache 12/3320 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

Bemessungsgrundlagen nicht mitgeteilt werden kön-
nen. 

Zu Nummer 7 (§ 14) 

In dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten 
Gebiet ist noch nicht sichergestellt, daß die dortigen 
Industrie- und Handelskammern  rechtzeitig die für 
eine Beitragsfestsetzung notwendigen Gewerbesteu-
ermeßbeträge erhalten. Hinzu kommt, daß die kam-
merzugehörigen Unternehmen in den neuen Bundes-
ländern noch nicht über Gewerbeerträge in einem 
Umfang verfügen, der eine für die Aufgabenerfüllung 
ausreichende Beitragserhebung gewährleistet. Daher 
ist es erforderlich, daß die Kammern in den neuen 
Bundesländern ihre Beiträge noch bis 31. Dezember 
1995 nach frei gewählten Bemessungsgrundlagen 
(meistens Promillesätze des Umsatzes) erheben dür-
fen. 

Die Verlängerung der in der Maßgabe des Einigungs-
vertrages bestimmten Frist soll wegen besserer Über-
sichtlichkeit und Rechtssicherheit im IHKG selbst 
geregelt werden. 

Die durch die Neufassung des § 14 weggefallene 
Berlin-Klausel ist seit dem 3. Oktober 1990 gegen-
standslos geworden. 

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 

Die Aufhebung des Gesetzes über die Kaufmannsei-
genschaft von Handwerkern und das neue IHK

-

Beitragsrecht sollen zum 1. Januar 1994 in Kraft 
treten. 

Die Verlängerung der befristeten Sonderregelung im 
Einigungsvertrag für die Beitragsgestaltung in den 
neuen Bundesländern soll am 1. Januar 1993 in Kraft 
treten. Damit wird den Kammern in den neuen Bun-
desländern eine Übergangsfrist von insgesamt fünf 
Jahren bis Ende 1995 eingeräumt. Es ist zu erwarten, 
daß nach Ablauf dieser Frist und weiterer Stabilisie-
rung der wirtschaftlichen Situa tion in den neuen 
Bundesländern das IHKG auch dort ohne Ausnahme-
regelungen angewendet und die Rechtseinheit dann 
auch insoweit hergestellt werden kann. 

 





 


